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Vorwort 

Mein Interesse an der Freiburger Schule und insbesondere Franz Böhm wurde 
im Sommersemester 1995 im Rahmen eines Seminars bei Herrn Professor Josef 
Isensee geweckt. Das Ergebnis meiner näheren Beschäftigung mit dem Werk 
und der Person Franz Böhms ist die vorliegende Arbeit, die im Wintersemester 
2001/2002 von der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rhei-
nischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn als Dissertation angenommen 
wurde. 

Mein besonderer Dank gilt Herrn Professor Josef Isensee - zunächst für sei-
ne Bereitschaft, eine Arbeit über das Staatsbild des Zivilrechtlers Franz Böhm zu 
betreuen, der schon zu Lebzeiten oftmals eher in der Nähe der National-
ökonomie als der Rechtswissenschaft gesehen wurde, und vor allem für seine 
kritische Begleitung dieser Arbeit, stetige Gesprächsbereitschaft und herzliche 
Unterstützung. 

Danken möchte ich auch Herrn Professor Wilhelm Krelle, der das Zweitgut-
achten erstellte, und Herrn Professor Joachim Starbatty, der die Veröffentlichung 
in dieser Schriftenreihe ermöglichte, für ihre Anmerkungen und Anregungen aus 
Sicht der Volkswirtschaft. 

Ein Stipendium der Stiftung der Deutschen Wirtschaft e.V. - Studienförder-
werk Klaus Murmann gab mir den notwendigen Freiraum für die Erstellung 
dieser Arbeit. Deren Abschluss markiert zugleich das Ende meiner Bonner Zeit 
und damit von erlebnisreichen, prägenden und schönen Jahren, in denen auch 
der Grundstein von für mich sehr wertvollen Freundschaften gelegt wurde. 

Zu guter Letzt möchte ich meinen Eltern danken, die mich nicht nur bei 
meiner Dissertation liebevoll unterstützt, sondern meinen bisherigen Weg mit 
viel Anteilnahme vertrauensvoll begleitet und mir damit stets einen sicheren 
Rückhalt gegeben haben. Ihnen ist diese Arbeit gewidmet. 

Berlin, im November 2002 Tamara Zieschang 
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„Power tends to corrupt and absdute 
power corrupts absolutely. Great rrm 
are almost always bad men, even vim 
they exercise influence and not authority; 
still more when you superadd ¡he ten-
dency or the certainty of corruption by 
authority." 

Lord Acton (1834-1902) 

I. Einleitung 

1. Problemaufriß und Untersuchungsgegenstand 

Die Geschichte des Liberalismus klassischer Prägung ist gekennzeichnet von 
seinem Einsatz für die Freiheit des Individuums und die Bekämpfung von Ein-
schränkungen dieser Freiheit, unabhängig davon, ob die Bedrohung der Freiheit 
vom Staat oder von Privaten ausgeht. Die Absage an den absoluten Staat und 
das Eintreten für einen freiheitlichen Rechtsstaat zählen ebenso dazu wie die 
Bejahung einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung, der Marktwirtschaft, im Ge-
gensatz zur - vom Staat zentral gelenkten - Planwirtschaft sozialistischer Prä-
gung. 

Aus klassisch liberaler Sicht erscheint der Staat als notwendiges Übel.1 Den-
noch ist die Frage nach der Rolle und den Aufgaben des Staates von zentraler 
Bedeutung. Wieviel Staat ist nötig, um ein reibungsloses Zusammenleben in 
einer arbeitsteiligen Gesellschaft zu ermöglichen? Inwieweit schützt der Staat die 
Freiheit der Individuen und wann greift er bereits in diese ein? Der Grad zwi-
schen der freiheitsschützenden sowie freiheitssichernden Funktion des Staates 
auf der einen und freiheitsbedrohender staatlicher Eingriffe auf der anderen Seite 
ist schmal. Die richtige Balance zwischen beiden Polen zu finden, haben sich 
Liberale zu jeder Zeit zur Aufgabe gemacht. Die jeweilige Rolle des Staates in 
einer freiheitlichen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung wird dabei von ein-
zelnen liberalen Strömungen durchaus unterschiedlich bewertet. 

Die Ordoliberalen der Freiburger Schule um Walter Eucken und Franz Böhm 
haben ein Bild vom Staat, welches sowohl von einem auf wenige Aufgaben be-

1 Siehe Josef Isensee, Staat und Verfassung, in: ders./ Paul Kirchhof, HdbStR I, 1995, 

§ 13 Rdn. 15. 
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schränkten Staat als auch einem Staat geprägt ist, der die notwendige Kraft hat, 
iim den Sonderinteressen einzelner Gruppen aus der Wirtschaft und in der Ge-
sellschaft wirksam entgegentreten zu können und sich von ihnen nicht beeinflus-
sen zu lassen.2 Dem Staat fällt hier die Aufgabe zu, dem Entstehen privater 
Macht in der Wirtschaft und in der Gesellschaft entgegenzuwirken; er hat den 
Ordnungsrahmen zu sichern und zu pflegen.3 

Franz Böhm kommt in seinen Arbeiten immer wieder auf die Rolle des Staa-
tes zurück, der ein zentraler Baustein in seinem Verständnis von einer freiheitli-
chen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung ist. Ausgangspunkt seiner wissen-
schaftlichen Überlegungen ist das Entstehen und die Bändigung von Macht: die 
angemaßte Marktmacht von Privaten ebenso wie die Macht des Staates.4 Dem 
Staat kommt bei Franz Böhm im Rahmen der Bekämpfung von privater Macht 
eine wesentliche, ordnungssichernde Funktion zu. Zugleich soll sein Aufgaben-
bereich auf die Erfüllung dieser unerläßlichen Staatsaufgaben beschränkt werden, 
um die staatliche Macht auf das erforderliche Minimum einzugrenzen. Die allein 
freiheitsschützende Funktion des Staates wird nach Franz Böhm allein in einer 
Ordnung verwirklicht, die durch drei Ordnungssysteme gekennzeichnet ist: die 
Wettbewerbsordnung, die Privatrechtsgesellschaft und den Rechtsstaat. Die 
Umsetzung dieser Ordnung basiert wesentlich auf dem Prinzip der Trennung 
von Staat und Gesellschaft, für die Franz Böhm als Grundlage jeder freiheitli-
chen Ordnung mit Nachdruck eingetreten ist. 

2. Gang der Untersuchung 

Franz Böhm setzt sich in den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts insbesondere mit 
der Frage nach der Verwirklichung einer freiheitlichen Wirtschaftsordnung aus-
einander. Die Wettbewerbsordnung ist für ihn die Ordnung, welche die größt-
mögliche Freiheit des Einzelnen und das gleichberechtigte Nebeneinander der 
Bürger gewährleistet. Diesen Zustand gilt es für den Bereich der Wirtschaft zu 

2 Vgl. Herbert Giersch, Liberal Reform in West Germany, ORDO, Band 39 (1988), 
S. 3 ff. (4 f.); Joachim Starbatty, Ordoliberalismus, in: Otmar Issing (Hrsg.), Geschichte 
der Nationalökonomie, 1994, S. 239 ff. (245 f.). 

3 Vgl. Franz Böhm, Die vier Säulen der Freiheit, in: Tagungsprotokoll der Aktionsge-
meinschaft Soziale Marktwirtschaft, 1959, S. 40 ff. (56); ders., Privatrechtsgesellschaft 
und Marktwirtschaft, ORDO, Siebzehnter Band (1966), S. 75 ff. (102). 

4 Vgl. Fritz Ulrich Fack anläßlich des 90. Geburtstages von Franz Böhm, in: Ludwig-
Erhard-Stiftung (Hrsg.), Recht und Gesittung in einer freien Gesellschaft, 1985, 
S. 9 ff. (9). 
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bewahren und auch im Bereich der Gesellschaft dauerhaft umzusetzen. So ist in 
den 50er Jahren des 20. Jahrhunderts die Schaffung und Bewahrung einer Ge-
sellschafts- und Staatsordnung immer mehr in den Mittelpunkt der Arbeiten 
Franz Böhms gerückt. 

Die Untersuchung über das Staatsbild Franz Böhms beginnt mit einer einlei-
tenden Vorstellung der Freiburger Schule, ihres Wirkens und ihrer Ordnungs-
idee. Die sich daran anschließende Darstellung des Staatsbildes Franz Böhms 
erfolgt in vier Schritten: Im ersten Schritt werden die Vorstellungen von Franz 
Böhm hinsichtlich der Wirtschaftsordnung dargestellt, wobei jeweils auf die ord-
nungspolitischen Überlegungen Walter Euckens Bezug genommen wird. Die 
Funktionsweise der Wettbewerbsordnung und vor allem die Vorschläge Franz 
Böhms für ihren Schutz vor privaten Machtzusammenballungen werden einge-
hend behandelt. Im zweiten Schritt wird auf die Gesellschaftsordnung Franz 
Böhms in Gestalt der Privatrechtsgesellschaft eingegangen. In diesem Zusam-
menhang nehmen seine Analysen über die Auswirkungen von privaten Macht-
bildungen auf und deren Gefahren für eine freiheitliche Gesellschafts- und 
Staatsordnung breiten Raum ein. Im dritten Schritt folgt die Betrachtung der 
Staatsordnimg, wobei insbesondere Franz Böhms Verständnis von Gesetzen und 
vor allem vom Rechtsstaatsprinzip eine wichtige Rolle spielt. Daran schließt sich 
im letzten Schritt eine Betrachtung der Interdependenzen der drei Ordnungssys-
teme im Bereich von Wirtschaft, Gesellschaft und Staat an. Die Ergebnisse wer-
den abschließend im Hinblick auf die Rolle des Staates einer kritischen Würdi-
gung unterzogen. 



II. Die Freiburger Schule 

Anfang der 30er Jahre des 20. Jahrhunderts formieren sich in Europa liberale 
Denker in Anlehnung an den klassischen Liberalismus neu. Diese neoliberale 
Bewegung wird in Kontinentaleuropa von deutschsprachigen Nationalökono-
men und Juristen wie Ludwig von Mises, Friedrich A. von Hayek, Walter Eu-
cken, Franz Böhm, Wilhelm Röpke und Alexander Rüstow getragen.5 

Die Österreicher Ludwig von Mises (1881-1973) und Friedrich A. von Hayek 
(1899-1992) stehen während ihres Studiums unter dem Einfluß der Osterreichi-
schen Schule der Nationalökonomie um Carl Menger, Friedrich von Wieser und 
Eugen von Böhm-Bawerk6, die sich selbst in einer dreifachen Ablehnung sieht: 
Sie lehnt den klassischen Liberalismus ebenso ab wie die Ideen der Sozialisten 
und der Historischen Schule.7 Die Distanzierung von der Wirtschaftspolitik des 
Laissez-faire auf der einen und einem übermäßigen Staats-Interventionismus auf 
der anderen Seite verbindet die Neoliberalen der österreichischen Schule mit 

Dazu Friedrich A. v. Hayek, Liberalismus (I). Politischer Liberalismus, in: Erwin v. 
Beckerath u.a. (Hrsg.), HdSW, Sechster Band, 1959, S. 591 ff. (594); Christian Worin, 
Die Tradition freiheitlicher und sozialer Politik, Festschrift für Ludwig Erhard, 1997, 
S. 3 ff. (5 ff.). 
In den 30er Jahren des 20. Jahrhunderts entsteht in den USA die sogenannte Chica-
goer Schule um Frank Rm$Jt und Henry C Simons, zu deren bekanntesten Vertretern 
heute Mikon Friedmam und George Stigler zählen. Zur Chicago School hat insbesonde-
re Friedrich A. v. Hayek engen Kontakt, da er von 1950 bis 1960 als Professor on Mo-
ral Science in Chicago lehrt. In Europa gelten darüber hinaus die Schule Cannans an 
der London School of Economics und eine italienische Gruppe um Luigi Einaudi als 
neue Träger der liberalen Idee. 
Siehe zum Neoliberalismus Hans Besters, Neoliberalismus, in: Roland Vaubel/ Hans 
D. Barbier (Hrsg.), Handbuch Marktwirtschaft, 1993, S. 107 ff. 
Ludwig v. Mises beginnt 1900 sein Jurastudium an der Wiener Universität. Eugen van 
Bohm-Bawerk, der nach seinem Rücktritt als österreichischer Finanzminister Ordina-
rius an der Wiener Universität wird, gilt als Ludwig v. Mises wichtigster persönlicher 
Lehrer. Bis 1913 ist Ludwigv. Mises regelmäßiger Teilnehmer am Böhnschen Seminar. 
Friedrich A. v. Hayek promoviert nach abgeschlossenem Studium der Rechtswissen-
schaft und Promotion zum Dr. iur. (1921) bei Friedrich v. Wieser zum Dr. rer. pol. 
(1923). Gemeinsam mit Ludwig v. Mises gründet er 1927 das Osterreichische Kon-
junkturforschungsinstitut, dessen erster Direktor Friedrich A. v. Hayek wird. 
Vgl. Josef Wysocki, Entstehungszusammenhänge der „Wiener Schule", in: Harald 
Scherf (Hrsg.), Studien zur Entwicklung der ökonomischen Theorie VI, 1988, 
S. 171 ff. (175 f.). 
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denen der Freiburger Schule.8 Beide Denkschulen des Neoliberalismus sehen -
wie die Klassiker - in der Marktwirtschaft die allein geeignete Ordnungsform des 
Wirtschaftsprozesses. Der Lehre vom freien Spiel der Kräfte stehen sie aber 
unter dem Eindruck der historischen Erfahrungen teilweise und graduell unter-
schiedlich mit Skepsis gegenüber.9 

Trotz vieler grundlegender Gemeinsamkeiten besteht keine einheitliche neo-
liberale Richtung. Ludwig von Mises und Friedrich A. von Hayek haben sich -
im Gegensatz zu den Ordoliberalen - nur in geringen Nuancen vom klassischen 
Liberalismus und dem Laissez-faire Gedanken entfernt. Der Ordoliberalismus 
der Freiburger Schule gilt daher als eine spezifisch deutsche Ausprägung des 
Neoliberalismus. 

1. Die Entstehungsgeschichte der Freiburger Schule 

1933 habilitiert Franz Böhm über „Wettbewerb und Monopolkampf" in Frei-
burg. Gutachter seiner Habilitationsschrift sind der Nationalökonom Walter 
Eucken und der Jurist Hans Großmann-Doerth. Walter Eucken (1891-1950), der 
Nationalökonomie, Geschichte und Philosophie an den Universitäten von Kiel, 
Bonn und Jena studiert hat, lehrt seit 1927 an der Freiburger Universität. Hans 
Großmann-Doerth (1894-1944), zuvor Ordinarius für bürgerliches Recht und 
Handelsrecht in Prag kommt 1933 nach Freiburg. 

Walter Eucken, Hans Großmann-Doerth und Franz Böhm beschäftigt ge-
meinsam „die Frage der privaten Macht in einer freien Gesellschaft. Sie führt 
notwendig weiter zu der Frage, wie die Ordnung einer freien Gesellschaft be-

Das gemeinsame wissenschaftliche Anliegen führt vor allem Friedrich A. v. Hayek 
regelmäßig mit Vertretern der Freiburger Schule zusammen. 1947 ruft Friedrich A. v. 
Hayek gemeinsam mit Wilhelm Röpke die Mont Pelerin Society, eine internationale 
Gesellschaft marktwirtschaftlich orientierter Ökonomen und Sozialwissenschaftler, 
ins Leben. Von 1962 bis zu seiner Emeritierung lehrt Friedrich A. v. Hayek an der 
Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Freiburg i.Br., wo er 
enge Kontakte zum Walter-Eucken-Institut und zum Kreis der Ordoliberalen unter-
hält (vgl. Hans]. Hennecke, Friedrich August von Hayek, 2000, S. 268 ff.). 
Siehe Franz Klüber, Neoliberale und soziale Marktwirtschaft, Die neue Ordnung, 
Jahrgang 14 (1960), S. 321 ff. (325 f.); Hans Will&mdt/ Alan Peacock, German Liberal-
ism and Economic Revival, in: dies. (Hrsg.), Germany's Social Market Economy 
Origins and Evolution, 1989, S. 1 ff. (4). 
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schaffen ist"10. Das gemeinsame wissenschaftliche Interesse führt bereits im 
Wintersemester 1933/34 zu einem Gemeinschaftsseminar, an dem als weitere 
Dozenten noch Adolf Lampe, Friedrich Lutz, Bernhard Pfister und Rudolf 
Johns teilnehmen.11 Das Gemeinschaftsseminar gilt als Geburtsstunde der Frei-
burger Schule.12 Außerdem besteht ein enger Kontakt zu dem Ökonom Wilhelm 
Röpke und dem Soziologen Alexander Rüstow, die beide im Exil leben. Aus 
gemeinsamen Seminaren und Tagungen geht 1937 die Schriftenreihe „Ordnung 
der Wirtschaft" hervor. Herausgeber der vier erschienenen Hefte dieser Schrif-
tenreihe sind Walter Eucken, Hans Großmann-Doerth und Franz Böhm.13 Auf-
gabe der Schriftenreihe soll es sein, sich - in deutlicher Abkehr von der Histori-
schen Schule - nicht nur mit Teilbereichen der Wirtschaft, sondern mit den 
Grundlagen der Wirtschaft als Ganzem auseinanderzusetzen. Die Idee der Wirt-
schaftsverfassung, also der politischen Gesamtentscheidung über die Ordnung 
des nationalen Wirtschaftslebens, steht im Mittelpunkt aller rechts- und wirt-

10 Franz Böhm, Die Forschungs- und Lehrgemeinschaft zwischen Juristen und Volks-
wirten an der Universität Freiburg in den dreißiger und vierziger Jahren des 20. Jahr-
hunderts, in: Hans Julius Wolff (Hrsg.), Beiträge zur Freiburger Wissenschafts- und 
Universitätsgeschichte, 1957, S. 95 ff. (99). 

11 Vgl. Wendula Gräfin v. Klinckowstroem, Walter Eucken: Eine biographische Skizze, in: 
Lüder Gerken (Hrsg.), Walter Eucken und sein Werk, 2000, S. 53 ff. (82 f.). 

12 So Christine Blumenberg-Lampe, Franz Böhm, in: Günter Buchstab/ Klaus Gotto 
(Hrsg.), Die Gründung der Union, 1990, S. 234 ff. (238). 
Zur Entstehungsgeschichte und den geistigen Wurzeln der Freiburger Schule u.a. 
auch: Ernst-Wolfram Dürr, Wesen und Ziele des Ordoliberalismus, 1954, S. 8 ff.; Da-
vid J. Gerber; Constitutionalizing the Economy: German Neoliberalism, Competirion 
Law and the „New" Europe, American Journal of Comparative Law 42 (1994), 
S. 25 ff.; Andreas Heineriann, Die Freiburger Schule und ihre geistigen Wurzeln, 1989; 
Fritz Holzwarth, Ordo - ein Markenzeichen der Politik, Frankfurter Allgemeine Zei-
tung vom 24. Dezember 1988; Manfred E. Streit/ Weggang Kasper, Das institutionelle 
Fundament von Freiheit und Wohlstand - Lektionen der „Freiburger Schule", in: 
Manfred E. Streit, Freiburger Beiträge zur Ordnungsökonomik, 1995, S. 105 ff. 
Uber einige Mitglieder der Freiburger Schule und deren Tätigkeitsfelder schreibt 
Hans H. Götz, Walter Eucken und die Freiburger Schule, Frankfurter Allgemeine 
Zeitung vom 21. März 1970. 

13 Heft 1: Franz Böhm, Die Ordnung der Wirtschaft als geschichtliche Aufgabe und 
rechtsschöpferische Leistung, 1937; Heft 2: Friedrich A. Lutz, Das Grundproblem 
der Wirtschaftsverfassung, 1936; Heft 3: Hans Gestrick, Neue Kreditpolitik, 1936; 
Heft 4: Leonhard Miksch, Wettbewerb als Aufgabe, 1937. 
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schaftspolitischen Fragestellungen14, wobei das besondere Interesse der Be-
schreibung der der Wettbewerbsordnung innewohnenden Ordnung gilt.15 

Die nationalsozialistische Diktatur zwingt die Freiburger Wissenschaftler, die 
offene Diskussion im Gemeinschaftsseminar aufzugeben und die Seminarveran-
staltungen im kleinen Kreis und oftmals privat durchzuführen. Aus diesen Zu-
sammenkünften geht 1938 das sogenannte Freiburger Konzil hervor, in dessen 
Rahmen sich protestantische Wissenschaftler mit Theologen der Bekennenden 
Kirche treffen. Auf Anregung des Berliner Pfarrers Dietrich Bonhoeffer verfas-
sen die Freiburger Wissenschaftler 1942/43 die Denkschrift „Politische Gemein-
schaftsordnung. Ein Versuch zur Selbstbestimmung des christlichen Gewissens 
in den politischen Nöten unserer Zeit"16, welche auf der ersten Weltkirchenkon-
ferenz nach dem Krieg vorgelegt werden soll.17 Ziel der Denkschrift ist es, auf 
Grundlage der christlichen Ethik konkrete und programmatische Vorschläge für 
den Wiederaufbau nach dem Krieg zu gewinnen.18 

Franz Böhm gehört auch der 1943 gegründeten „Arbeitsgemeinschaft Erwin 
v. Beckerath" an, in der sich regelmäßig - in Opposition zum Nationalsozialis-
mus stehende - Nationalökonomen treffen, um ein detailliertes Konzept für die 

14 So Franz Böhm/ Walter Eucken/ Hans Grcßmann-Doerth, Geleitwort der Herausgeber, 
Ordnung der Wirtschaft, Heft 1,1937, S. VII ff. (XVII ff.). 

15 So auch Horstf. Wünsche, Soziale Marktwirtschaft und der Rückfall des Neoliberalis-
mus in den Harmonieglauben, Die neue Ordnung, 47. Jahrgang (1993), S. 164 ff. 

16 Freiburgr Bonhoeffer-Kreis, In der Stunde Null: die Denkschrift des Freiburger „Bon-
hoeffer-Kreises", 1979. Die Denkschrift ist erst 1979 veröffentlicht worden. 
Den Anhang über die Rechtsordnung verfaßt Franz Böhm zusammen mit Erik Wolf, 
den Anhang über die Wirtschafts- und Sozialordnung erstellen Constantin v. Dietze, 
Waker Eucken und Adolf Lampe. 

17 Zur Entstehungsgeschichte und Bedeutung der Denkschrift des Freiburger „Bon-
hoeffer-Kreises": Christine Blumenberg-Lampe, Das wirtschaftspolitische Programm der 
„Freiburger Kreise", 1973, S. 23 ff.; Hans-Georg Dietrich, Kirche und Welt - Impulse 
aus Freiburg zur Weltkirchenkonferenz in Amsterdam 1948, Freiburger Universi-
tätsblätter, Heft 102, Dezember 1988, S. 69 ff.; Elmar Müller, Widerstand und Wirt-
schaftsordnung, 1988, S. 106 ff; Hans U. Nübd, Bonhoeffer und die Denkschrift des 
Freiburger Kreises, Freiburger Universitätsblätter, Heft 102, Dezember 1988, 
S. 41 ff.; Gerhard Ritter, Vorwort (1945), in: Freiburger Bonhoeffer-Kreis, In der 
Stunde Null. Die Denkschrift des Freiburger „Bonhoeffer-Kreises", 1979, S. 26 ff.; 
Traiqptt Roser, Protestantismus und Soziale Marktwirtschaft, 1998, S. 67 ff. 

18 Vgl. Helmut Thielicke, Zur Einführung (1979), in: Freiburger Bonhoeffer-Kreis, In der 
Stunde Null. Die Denkschrift des Freiburger „Bonhoeffer-Kreises", 1979, S. 5 ff. 
(12). 
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Wirtschaftspolitik nach dem Zusammenbruch zu erarbeiten.19 Die Protokolle der 
Sitzungen werden an Carl Goerdeler und Peter Graf Yorck von Wartenberg 
weitergeleitet.20 In den Wochen und Monaten nach dem gescheiterten Attentat 
auf Adolf Hitler am 20. Juli 1944 werden viele Mitglieder der Widerstandskreise 
verhaftet. 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges engagieren sich die Ordoliberalen 
erneut für ihre Uberzeugungen mit nachhaltigem Einfluß auf die Gestaltung der 
deutschen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung21: Walter Eucken und Franz 
Böhm, dem Eucken einen Lehrauftrag an der Freiburger Universität vermittelt, 
beraten die alliierten Militärregierungen und später die Bundesregierung in ver-
schiedenen Gremien und Ausschüssen. So gehören beide dem Anfang 1948 
gegründeten „Wissenschaftlichen Beirat bei der Verwaltung für Wirtschaft des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes", dem Vorläufer des „Wissenschaftlichen Beira-
tes beim Bundesministerium für Wirtschaft" bis zu ihrem Tod an. Durch ihr 
vielfältiges wissenschaftliches und politisches Wirken in den Anfangsjahren der 
Bundesrepublik Deutschland haben Franz Böhm und Walter Eucken an der 
Einführung der Sozialen Marktwirtschaft, deren Konzept sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg durchzusetzen beginnt, großen Anteil.22 So geht der von Alfred Mül-
ler-Armack geprägte Begriff der „Sozialen Marktwirtschaft" auf die Überlegun-
gen deutscher Ökonomen und Juristen der Freiburger Schule zurück. Die Um-
setzung der Sozialen Marktwirtschaft erfolgt wesentlich durch den ersten deut-
schen Wirtschaftsminister und späteren Bundeskanzler Ludwig Erhard (1897-
1977).23 

19 Siehe Gräfin v. Klinckowstro&n (Fn. 11), S. 95 ff. 
20 Vgl. Franz Böhm, Freiburger Schule und Nationalsozialismus, Frankfurter Allgemeine 

Zeitung vom 24. Mai 1955. 
Zur Zusammensetzung und Arbeit der „Arbeitsgemeinschaft Erwin v. Beckerath" 
siehe auch: Ulrich Kluge, Der „Freiburger Kreis" 1938-1945, Freiburger Universitäts-
blätter, Heft 102, Dezember 1988, S. 19 ff. (30 ff.). 

21 Fritz Neumark spricht daher wohl auch von „Nachkriegs-Ordo-Liberalismus" (Fritz 
Neumark, Deutsche Ökonomen des frühen 20. Jahrhunderts, in: Bertram Schefold 
[Hrsg.], Studien zur Entwicklung der ökonomischen Theorie VH, 1989, S. 127 ff. 
[135]). 

22 Vgl. Peter Oberweier, Der Einfluß ordnungstheoretischer Prinzipien Walter Euckens 
auf die deutsche Wirtschaftspolitik nach dem Zweiten Weltkrieg: Eine ordnungspoli-
tische Analyse, ORDO, Band 40 (1989), S. 321 ff. 

23 Zur Entstehungsgeschichte und den geistigen Wurzeln der Sozialen Marktwirtschaft 
u.a.: Reinhard Blum, Marktwirtschaft, soziale, in: Willi Albers u.a. (Hrsg.), HdWW, 
Fünfter Band, 1980, S. 153 ff.; Ludwig Erhard, Wohlstand für alle (1957), 1997, 
S. 18 ff.; Norbert Kloten, „Was zu bedenken ist" - Bemerkungen zum Referat von 
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1948 gründen Walter Eucken und Franz Böhm das Organ „ORDO. Jahrbuch 
für die Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft". Als Aufgabe des Jahrbuches 
bezeichnet die Schrifdeitung des ersten Bandes die Beantwortung der Frage, wie 
die „Wirtschafts- und Sozialordnung beschaffen sein [muß], in der sich ein men-
schenwürdiges und wirtschaftlich erfolgreiches Leben entwickeln kann"24. Die 
Fragestellung zeigt, daß ein Kennzeichen der Ordoliberalen auch nach dem 
Krieg der fächerübergreifende wissenschaftliche Dialog und vor allem die Zu-
sammenhänge von Wirtschafts- und Rechtsordnung bleiben.25 

Die menschenwürdige Wirtschaftsordnung muß aus Sicht der Ordoliberalen 
nicht erst entdeckt werden: Diejenige Ordnung, die den größtmöglichen Nutzen 
in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht erzielt, ist die Wettbewerbsordnung.26 

Das Plädoyer für die Wettbewerbsordnung findet in der konsequenten Ableh-
nung aller Spielarten von zentraler Planung seine Ergänzung. Planwirtschaft und 
Wettbewerbsordnung bilden die beiden gegensätzlichen Pole des ökonomischen 
Denkens der Ordoliberalen27, wobei sich die Ordoliberalen unverändert in ihrer 
ablehnenden Haltung gegenüber der „sog. freien Wirtschaft, in welcher der 
Grundsatz des .Laissez-faire' verwirklicht ist"28 einig sind. 

Rainer Klump, in: Erich W. Streissler (Hrsg.), Studien zur Entwicklung der ökono-
mischen Theorie XVI, 1997, S. 161 ff.; Rainer Klump, Historische Wurzeln, in: Ro-
land Vaubel/ Hans D. Barbier (Hrsg.), Handbuch Marktwirtschaft, 1993, S. 138 ff.; 
den., Wege zur Sozialen Marktwirtschaft - Die Entwicklung ordnungspolitischer 
Konzeptionen in Deutschland vor der Währungsreform, in: Erich W. Streissler 
(Hrsg.), Studien zur Entwicklung der ökonomischen Theorie XVI, 1997, S. 129 ff.; 
Knut W. Nörr, Als die Würfel für die Marktwirtschaft fielen, Festschrift für Karl 
Kroeschell, 1997, S. 885 ff.; Christian Worin, The Principles of the Social Market E-
conomy - its Origins and Early History, ZgS 135 (1979), S. 405 ff.; Horst f. Wünsche, 
Erhards Soziale Marktwirtschaft: Von Eucken programmiert, von Müller-Armack 
inspiriert?, Festschrift für Ludwig Erhard, 1997, S. 131 ff. 

24 Fritz W. Meyer/Hans O. Lend, Vorwort, ORDO, Erster Band (1948), S. VII ff. (VII). 
2 5 Vgl. Ernst Heiß, Die theoretische Nationalökonomie im deutschsprachigen Raum 

vor und nach 1945, in: Bertram Schefold (Hrsg.), Studien zur Entwicklung der öko-
nomischen Theorie VIII, 1989, S. 63 ff. (67). 

2 6 Siehe Fritz W. Meyer/Hans O. Lend (Fn. 24), S. VIII f. 
27 So Joachim Starhaty (Fn. 2), S. 240 f. 
28 Fritz W. Meyer/Hans O. Lend (Fn. 24), S. IX. 
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2. Die Abkehr von einer Wirtschaftspolitik des Laissez-faire 

Die Ordoliberalen distanzieren sich vom klassischen Liberalismus und dem ihm 
innewohnenden Laissez-faire-Gedanken. Ihrer ablehnenden Haltung verleihen 
sie sprachlich Ausdruck, indem sie den klassischen Liberalismus - nicht ohne 
kritischen Unterton - als Paläo-Liberalismus oder Laissez-faire-Liberalismus 
bezeichnen.29 

Der klassische wirtschaftliche Liberalismus hat seinen Ausgangspunkt am 
Ende des 18. Jahrhunderts. Als „Wiege bewußt liberaler Politik"30 gelten Eng-
land und Schottland, wo die schottischen Moralphilosophen David Hume (1711-
1776) und Adam Smith (1723-1790) den Weg für klassisch liberales Denken in 
Europa bereiteten.31 Einen entscheidenden Beitrag lieferte Adam Smith mit sei-
nem Weik „An Inquity into the Nature and Causes of the Wealth of Nations"32 

(1776), welches zugleich den Beginn der klassischen Nationalökonomie kenn-
zeichnet.33 In bewußter Abgrenzung zum System des Merkantilismus traten die 
Vertreter des klassischen Liberalismus für die Freiheit der wirtschaftlichen Betä-
tigung im Inland wie nach außen ein, während sich der Staat aller Eingriffe in das 
freie Spiel der Kräfte möglichst enthalten sollte. Die daraus abgeleitete politische 
Maxime des „laissez faire, laissez passer" wurde zum charakteristischen Kennzei-
chen des klassischen Liberalismus. 

Der Beginn der klassischen Nationalökonomie ist in engem ideengeschichtli-
chen Zusammenhang mit der seit der Französischen Revolution einsetzenden 

29 Eine ausführliche Kritik am klassischen Liberalismus formuliert aus ordoliberaler 
Sicht u.a. Alexander Rüstow (vgl. Alexander Rüstow, Das Versagen des Wirtschaftslibe-
ralismus, 1950). Siehe auch Christian Watrin (Fn. 23), S. 412. 

30 Ludwig v. Mises, Liberalismus (II), Wirtschaftlicher Liberalismus, in: Erwin v. Becke-
rath u.a. (Hrsg.), HdSW, Sechster Band, 1959, S. 596 ff. (598). 

31 Einen kurzen Überblick über Leben und Werk der beiden Moralphilosophen gibt 
Karl Grafv. Ballestnm, David Hume und Adam Smith. Zur philosophischen Dimen-
sion einer Freundschaft, Festschrift für Martin Kriele, 1997, S. 873 ff. 
Siehe auch Harald Winkel, Adam Smith und die deutsche Nationalökonomie 1776-
1820, in: Harald Scherf (Hrsg.), Studien zur Entwicklung der ökonomischen Theorie 
V, 1986, S. 81 ff. 

32 Das Werk von Adam Smith wurde in deutscher Ubersetzung erstmals 1776/78 von 
Johann Friedrich Schiller vorgelegt (Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen 
[1776], 1993). 

33 So Friedrich A. v. Hayek, Liberalismus, 1979, S. 11 f.; Joachim Starbatty, Klassischer 
Liberalismus, in: Roland Vaubel/ Hans D. Barbier (Hrsg.), Handbuch Marktwirt-
schaft, 1993, S. 82 ff. 
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politischen Freiheitsbewegung zu sehen.34 Beide hatten die rigorose Begrenzung 
staatlicher Macht und Einflußnahme zum Ziel: Rechtspolitisch wurde die Ein-
schränkung der Staatsaufgaben und die Einführung der Gewaltenteilung gefor-
dert, wirtschaftspolitisch ermöglichte die Entdeckung des Maiktmechanismus, 
dem Staat die Lenkung der Volkswirtschaft zu entziehen. In Deutschland zählte 
Wilhelm von Humboldt (1767-1835) neben Immanuel Kant (1724-1804) zu den 
Wegbereitern des klassischen Liberalismus. In einer frühen Arbeit „Ideen zu 
einem Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit des Staats zu bestimmen" (1792) 
entwarft Wilhelm von Humboldt das Bild eines Staates, der dem Einzelnen den 
notwendigen Freiraum zur Selbstentfaltung und für Eigeninitiative läßt und ga-
rantiert, indem sich der Staat auf die Erhaltung von Recht und Ordnung be-
schränkt.35 Wilhelm von Humboldt sprach dem Staat nicht die Aufgabe ab, für 
die Sicherheit der Bürger gegen Gefahren von außen und innen Sorge zu tra-
gen36, verneinte aber einen Wohlfahrtszweck des Staates, der unweigerlich ein 
Eingreifen des Staates in das Verhalten des Einzelnen zur Folge haben und da-
mit letztlich den Bestand einer freien Gesellschaft gefährden würde.37 

Die Distanz der Ordoliberalen zur Wirtschaftspolitik des Laissez-faire beruht 
wesentlich auf zwei historisch bedingten Erfahrungen. Die Wirtschaftspolitik des 
Laissez-faire wurde im 19. Jahrhundert - trotz ihrer unbestrittenen Erfolge - von 
schweren sozialen und wirtschaftlichen Mißständen begleitet38: Aus Sicht der 

34 So Franz Böhm, Wirtschaftsordnung und Geschichtsgesetz, 1974, S. 10 ff. Kritisch 
beleuchtet Martin Kride die Zusammengehörigkeit von Verfassungs- und Wirt-
schaftsliberalismus (vgl. Martin Kride, Einfuhrung in die Staatslehre, 1994, S. 177 ff.). 

35 Siehe Wilhelm v. Humboldt, Ideen zu einem Versuch, die Grenzen der Wirksamkeit 
des Staats zu bestimmen (1792), in: Wilhelm von Humboldt. Menschenbildung und 
Staatsverfassung, hrsgg. von Hermann Klenner, 1994, S. 28 ff. 
Bemerkenswert ist bereits die Fragestellung, mit der Wilhelm v. Humboldt seine Arbeit 
begann. Er fragte nach dem Zweck der Staatseinrichtung und nicht nach ihrem Ur-
sprung. Vgl. dazu auch Hardy Bouillon, Freiheit, Liberalismus und Wohlfahrtsstaat, 
1997, S. 17. 

36 Wilhelm v. Humboldt stellte den Grundsatz auf, daß die Erhaltung der Sieberbat sowohl 
gfäen ausuärtige Feinde als innerliche Zwistigkeiten dm Zweck des Staats ausmachen und seine 
Wirksamkeit besdxß&n muß... " (Wilhelm v. Humboldt [Fn. 35], S. 75 [Hervorhebung 
im Original]). 

37 Vgl. dazu Hardy Bouillon (Fn. 35), S. 35 f.; Eberhard Sdmidt-Aßrnarm, Der Rechtsstaat, 
in: Josef Isensee/ Paul Kirchhof (Hrsg.), HdbStR 1,1995, § 24 Rdn. 13. 

38 Die im 18. Jahrhundert von England ausgehende industrielle Revolution verbesserte 
die wirtschafdiche und soziale Lage von weiten Teilen der Bevölkerung; insbesonde-
re bei der Ernährungssituation und in der Gesundheitsversorgung wurden Fort-
schritte erzielt, wie nicht zuletzt die deutliche Bevölkerungszunahme in diesen Jah-
ren zeigt. Der Grad der Industrialisierung konnte mit dem Anwachsen der Bevölke-
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Vertreter der Freiburger Schule haben die Begründer und Vertreter des klassi-
schen Liberalismus keine befriedigende Antwort auf die soziale Frage geben und 
insbesondere das Entstehen von Monopolen und Kartellen nicht verhindern 
können.39 Die Kritik an der Politik des Laissez-faire mündet in dem Vorwurf, 
daß die Klassiker das politische Handeln des Staates allein auf die Gestaltung der 
Staats- und Rechtsordnung beschränkt haben, während „die Wirtschaftsordnxmg 
und ihre Gestaltung... nicht als besondere staatliche Aufgabe angesehen"40 

worden ist. 
Die Kritik der Ordoliberalen am klassischen Liberalismus basiert letztlich auf 

dem Vorwurf, die Selbststeuerungskräfte des Marktes überschätzt und damit das 
Entstehen von marktbeherrschenden Unternehmen überhaupt erst ermöglicht 
zu haben. Monopole und Kartelle, die den Zustand vollständiger Konkurrenz 
beseitigen oder aushöhlen, um wirtschaftliche Vorteile zu ihren eigenen Guns-
ten, aber mit wettbewerbswidrigen Mitteln zu erzielen, konnten entstehen, weil 
die Klassiker unterstellt haben, daß der Wirtschaft eine Ordnung immanent sei, 
derzufolge ein ordnender Rahmen für die Erhaltung des Wettbewerbs nicht nur 
von selbst entstehe, sondern auch langfristig bestehen bleibe.41 Die geschichtli-
che Entwicklung hat diese Annahme der Klassiker aus ordoliberaler Sicht wider-
legt und gezeigt, daß die „invisible hand" - von der Adam Smith sprach - die 

rung allerdings nicht Schritt halten, so daß die Versorgung von weiten Teilen der 
Bevölkerung nicht mehr sichergestellt werden konnte, was zur Verelendung eines 
großen Teils der Arbeiterschicht führte (sog. Pauperismus). 
Siehe dazu u.a. Gerd Habermann, Die Freiheit in der Deutschen Geschichte, in: Ro-
land Baader (Hrsg.), Die Enkel des Perikles, 1995, S. 51 ff. (63); Alfred Müller-
Armack, Die Wirtschaftsordnung sozial gesehen, ORDO, Erster Band (1948), 
S. 125 ff. (128 ff.). 

39 Vgl. Walter Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik (1952), 1990, S. 26 ff. Siehe 
auch Terenoe W. Hutchison, Notes on the Effects of Economic Ideas on Policy: the 
Example of the German Social Market Economy, ZgS 135 (1979), S. 426 ff. (434). 

40 Walter Eucken, Die Wettbewerbsordnung und ihre Verwirklichung, ORDO, Zweiter 
Band (1949), S. 1 ff. (3) (Hervorhebung im Original). 

41 Vgl. Franz Bcibm. (Fn. 13), S. 47 f. (Anmerkung); ders., Schutz dem Leistungswettbe-
werb, in: Tagungsprotokoll der Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft, 1955, 
S. 89 ff. (S. 104 f., Anmerkung); Walter Eucken (Fn. 40), S. 4 ff.; Alexander Rüstow, 
Wirtschaftsordnung und Staatsform (1951), in: Alexander Rüstow. Rede und Ant-
wort, hrsgg. von Martin Hoch, 1963, S. 230 ff. (234). 
Es sei an dieser Stelle jedoch darauf hingewiesen, daß sowohl Adam Smith als später 
auch Friedrich A. v. Hayek stets darauf hingewiesen haben, daß der Wettbewerb der 
Einschränkung durch geeignete Regeln bedarf, um vorteilhaft wirken zu können 
(vgl. Adam Smith [Fn. 32], S. 582; Friedrich A. v. Hayek, The Fatal Conceit, 1988, 
S. 19). 
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Wettbewerbsordnung nicht aus eigener Kraft erhalten und bewahren kann. Die 
Errichtung und die Sicherung der Wettbewerbsordnung bedürfe vielmehr einer 
„ganz ungewöhnlichen politischen und geistigen Anstrengung"42. 

Die Ordoliberalen treten daher - in Abkehr von der Wirtschaftspolitik des 
Laissez-faire - für eine vergleichsweise aktivere Rolle des Staates ein. Da sich der 
Wettbewerb nicht dauerhaft von selbst einstelle, sei es Aufgabe des Staates, als 
Ordnungsinstanz den Wettbewerb zu fördern, vor Verzerrungen zu schützen 
und damit dauerhaft zu bewahren.43 Der Staat wird im Ergebnis zu Hilfe geru-
fen, um den Gedanken des Laissez-faire (im Sinne eines freien Wettbewerbs) 
umfassend zu ermöglichen.44 

Aus der Kritik der Ordoliberalen am zu optimistischen Laissez-faire Gedan-
ken der Klassiker und dem gleichzeitigen Ruf nach dem Staat als ordnender In-
stanz ist oftmals abgeleitet worden, daß die Ordoliberalen einen sogenannten 
dritten Weg zwischen Liberalismus und Sozialismus eingeschlagen haben. Die 
aktive Rolle, die die Ordoliberalen dem Staat einräumen, täuscht über die vielen, 
grundlegenden Gemeinsamkeiten mit dem klassischen Liberalismus hinweg: 
Dem Ordoliberalismus liegt das Bekenntnis zur Marktwirtschaft und damit die 
strikte Ablehnung jeder planwirtschaftlichen Wirtschaftslenkung zugrunde. Die 
ordoliberale Idee basiert auf der Erkenntnis, daß „sich in einer sich selbst über-
lassenen, befreiten, aber von den Kampfregeln der Leistungskonkurrenz be-
herrschten Wirtschaft aus sich selbst eine Ordnung von höherer Vollkommen-
heit entwickelt, als es bewußter menschlicher Wirtschaftslenkung möglich sein 
würde. Alle Planwirtschaft wird von dieser Lehre als eine rohe, unvollkommene-
re, als eine anmaßende und gekünstelte Ordnung abgelehnt... "45. 

42 Franz Böhm, Die Aufgaben der freien Marktwirtschaft, 1951, S. 12. 
« Siehe Franz Böhm (Fn. 3 [1966}, S. 102 ff.; Walter Euchen (Fn. 39), S. 325 ff.; WiMm 

Röpke, Richtpunkte des liberalen Gesaxntprogramms (1944), in: Wolfgang Stützel/ 
Christian Watrin/ Hans Willgerodt/ Karl Hohmann (Hrsg.), Grundtexte zur Sozia-
len Marktwirtschaft, 1981, S. 227 ff. (229). 
Vgl. auch Hans Besten (Fn. 5), S. 110; Willi Thiele, Einführung in das Wirtschaftsver-
fassungsrecht, 1970, S. 30 f. 

44 VgJ. Willi A. Bodcke, Liberalismus, in: Willi Albers u.a. (Hrsg.), HdWW, Fünfter 
Band, 1980, S. 32 ff. (44). 

45 Franz Böhm, Die außerstaatliche („natürliche") Gesetzmäßigkeit des wettbewerbli-
chen Wirtschaftsprozesses (1933), in: Wolfgang Stützel/ Christian Watrin/ Hans 
Willgerodt/ Karl Hohmann (Hrsg.), Grundtexte zur Sozialen Marktwirtschaft, 1981, 
S. 135 ff. (141). 
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An der Notwendigkeit einer marktwirtschaftlichen Ausgestaltung der Wirt-
schaftsordnung lassen die Ordoliberalen keinen Zweifel aufkommen.46 Der Staat 
soll (nur) das der Marktwirtschaft innewohnende Wettbewerbsprinzip dauerhaft 
sichern, das heißt, Aufgabe des Staates ist es nicht, in das Wirtschaftssystem zu 
intervenieren, um Ergebnisse des Marktes zu revidieren, sondern die Aufrecht-
erhaltung eines Zustandes größtmöglicher Konkurrenz. Die auf dem Markt er-
zielten Ergebnisse sollen dadurch gesichert werden, daß der Staat Verzerrungen 
des Wettbewerbs, die die Gleichgewichtssituation auf dem Markt gefährden und 
beseitigen könnten, im Keim erstickt. Der Staat soll also den Rahmen für die 
Wettbewerbsordnimg zur Verfügung stellen - nicht mehr und nicht weniger. 

Eine interventionistische Politik des Staates, die versucht, Elemente der 
Marktwirtschaft mit dem System einer zentralen Lenkung zu kombinieren, leh-
nen die Ordoliberalen strikt ab.47 Diese Form der staatlichen Intervention, die 
die im Gleichgewichtszustand des Marktes getroffenen Entscheidungen relati-
viert oder in ihr Gegenteil verkehrt, bezeichnen die Ordoliberalen selbst als drit-
ten Weg.48 Der Versuch, die Vertreter des Ordoliberalismus auf einen sogenann-
ten dritten Weg zwischen Kapitalismus und Sozialismus festzulegen, schlägt also 
zwangsläufig fehl; statt dessen kann eine prinzipielle Zuordnung zur Lehre der 
englischen Klassiker ohne Wenn und Aber erfolgen. 

Trotz der Kritik an der Wirtschaftspolitik des Laissez-faire bleibt das Be-
kenntnis zur Marktwirtschaft und zum Prinzip des Wettbewerbs als zentrale 
Botschaft der Freiburger Schule. Die Ordoliberalen sehen deshalb eine ihrer 
Kernaufgaben darin, die freie Marktwirtschaft zur Wettbewerbsordnung fortzu-
entwickeln, denn wenn „wir den Spuren von Adam Smith folgen, dann müssen 
wir versuchen, die Marktwirtschaft zu einer Wettbewerbsordnung zu verfeinern 
und sie damit als Wirtschaftssystem aktionsfähig zu machen"49. 

46 Vgl. auch Wilhelm Röpke, Marktwirtschaft ist nicht genug (1957), in: Wilhelm Röpke. 
Fronten der Freiheit, hrsgg. von Hans Otto Wesemann, 1965, S. 227 ff. Siehe auch 
Egon E. Nawroth, Die wirtschaftspolitischen Ordnungsvorstellungen des Neolibera-
lismus, 1962, S. 19 ff. 

47 Vgl. Wilhelm Röpke (Fn. 43), S. 229 f.; Alexander Rüstaw, Liberale Interventionen 
(1932), in: Wolfgang Stützel/ Christian Watrin/ Hans Willgerodt/ Karl Hohmann 
(Hrsg.), Grundtexte zur Sozialen Marktwirtschaft, 1981, S. 221 ff. 

48 Siehe Franz Böhm (Fn. 42), S. 15 ff. 
49 Franz Bcbn (Fn. 42), S. 14. 
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3. Die Absage an die Historische Schule 

Während in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts die deutsche Nationalökono-
mie von den Ideen des klassischen Liberalismus beherrscht wurde, dominierte in 
der zweiten Hälfte die sogenannte Historische Schule.50 Die Kritik der Histori-
schen Schule am klassischen Liberalismus setzte im wesentlichen an zwei Punk-
ten an: Die klassische Nationalökonomie, die das freie Spiel der Kräfte und da-
mit die Nicht-Intervention des Staates zu ihrem Grundsatz erhob, konnte die 
soziale Frage nicht befriedigend lösen. Die Historische Schule forderte deshalb 
eine aktive sozialpolitische Rolle des Staates ein.51 So mahnte insbesondere die 
jüngere Historische Schule um Gustav von Schmoller (1838-1917), der zu den 
Mitbegründern des 1872 gegründeten und wirtschaftspolitisch einflußreichen 
„Vereins für Socialpolitik" zählte, umfassende staatliche Sozialreformen an. 

Der zweite Kritikpunkt an den Klassikern war von grundlegender, wissen-
schaftlicher Natur: Die Vertreter der Historischen Schule lehnten die Gültigkeit 
allgemeiner abstrakter wissenschaftlicher Gesetze im Wirtschaftsleben ab; sie 
stellten der Theorie der klassischen Ökonomie ein neues Verhältnis von Natio-
nalökonomie und Geschichte gegenüber, wonach jede Epoche der Wirtschafts-
geschichte an ihren eigenen historischen Maßstäben zu messen sei.52 Jedes ge-
schichtliche Ereignis sei vornehmlich als Produkt der jeweiligen Zeit anzusehen 
und in der Verpflichtung dieser jeweiligen Epoche gegenüber nur aus dieser 
heraus zu verstehen. Aufgabe der Nationalökonomie mußte es danach sein, jede 
Wirtschaftsepoche auf ihre jeweiligen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Zustände hin zu untersuchen, da jede wirtschaftshistorische Periode durch au-
ßerhalb des Wirtschaftslebens stehende Einflüsse geprägt werde. Als Ergebnis 
ihrer Untersuchungen erklärte die Historische Schule die Entwicklung der Wirt-
schaft als eine Abfolge von Stufen; das Fortschreiten einer Volkswirtschaft voll-
ziehe sich von einer Stufe zur nächst höheren.53 Die Historische Schule leitete 

50 Einen Überblick über Wurzeln und Gedankengut der Historischen Schulen in der 
Volkswirtschaft gibt Heinz Rieter, Historische Schule, in: Otmar Issing (Hrsg.), Ge-
schichte der Nationalökonomie, 1994, S. 127 ff. 

51 Siehe Hans Fenske, Politisches Denken im 20. Jahrhundert, in: Hans-Joachim Lieber 
(Hrsg.), Politische Theorien von der Antike bis zur Gegenwart, 1993, S. 657 ff. 
(722 f.); Christian Watrin (Fn. 23), S. 406 ff. 

52 Siehe Günter Sdmolders, Historische Schule, in: Otmar Issing (Hrsg.), Geschichte der 
Nationalökonomie, 1984, S. 107 ff. (108). 

53 Dazu Terenae W. Hutehison, A Review of Economic Doctrines 1870-1929, 1953, 
S. 131 f.; Georg Jahn, Die Historische Schule der Nationalökonomie und ihr Ausklang 
- Von der Wirtschaftsgeschichte zur geschichtlichen Theorie, in: Antonio Montaner 
(Hrsg.), Geschichte der Volkswirtschaftslehre, 1967, S. 41 ff. (46 ff.). 
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eine grundsätzliche Wende in der Wirtschaftswissenschaft ein, indem sie sich 
maßgeblich auf die Beobachtung und das Beschreiben volkswirtschaftlicher Er-
scheinungen beschränkte. Ihr Wahlspruch hätte „Erst Geschichte und wenn 
deren Beschreibung vollständig ist, dann Theorie"54 lauten können.55 

Die Historische Schule machte es sich also zur Aufgabe, jede Wirtschaftsepo-
che auf ihre jeweiligen historischen Bedingungen und Eigenheiten hin zu unter-
suchen und zu analysieren. Dabei lehnten es ihre Vertreter ab, allgemeine 
Grundsätze, die epochenübergreifenden Bestand und Gültigkeit haben könnten, 
heraus zu arbeiten. Durch diese Ablehnung von allgemein gültigen Grundsätzen 
im Wirtschaftsleben ist ihnen nach Ansicht der Ordoliberalen der Blick für 
grundlegende Gemeinsamkeiten einzelner Erscheinungen in verschiedenen Wirt-
schaftsepochen versperrt geblieben. Die wissenschaftliche Methode der Histori-
schen Schule entpuppe sich quasi als eine Sammlung von Einzelbeobachtungen, 
die im Ergebnis jede epochenübergreifende Idee relativiere.56 Die Uberbetonimg 
des Eigenwertes eines geschichtlichen Ereignisses führt aus ordoliberaler Sicht in 
letzter Konsequenz zur Leugnung jeder Relevanz der Vergangenheit für die Ge-
genwart. Denn wenn „alles geschichtliche Leben individuell ist und von beson-
deren, natürlichen und gesellschaftlichen Bedingungen abhängt, dann muß auch 
der Betrachter selbst nur einen geschichtsbedingten Aspekt, nicht mehr, gewin-
nen können.... Daraus ergibt sich: Alle Werte der Religion, der Moral, der Kul-
tur werden der Relativierung ausgeliefert. Also auch die Wahrheit"57. 

54 Fritz Holzuurtb, Ordnung der Wirtschaft durch Wettbewerb, 1985, S. 14. 
55 Neben der Nationalökonomie kam es auch in vielen Geisteswissenschaften zur 

Entstehung Historischer Schulen. In der Rechtswissenschaft zählte Friedrich G von 
Savigny (1779-1861) zu deren Begründern. Ziel der historischen Rechtsschule war es, 
das geschichtlich gewachsene Recht zum Maßstab des Rechts zu erheben, denn das 
Recht sei „aus dem innersten Wesen der Nation selbst und ihrer Geschichte hervor-
gegangen" (Friedrich C v. Sauigny, Uber den Zweck dieser Zeitschrift, Zeitschrift für 
die geschichtliche Rechtswissenschaft, 1815, S. 1 ff. [6j. 
Siehe auch Friedrich C v. Savigny, Grundgedanken der historischen Rechtsschule, in: 
Erik Wolf (Hrsg.), Quellenbuch zur Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft, 
1949, S. 318 ff. Siehe weiter Joachim Rückert, Idealismus, Jurisprudenz und Politik bei 
Friedrich Carl von Savigny, 1984, S. 331 ff. 

56 Vgl. Franz Böhm/ Walter Eucken/ Hans Großmam-Doerth (Fn. 14), S. X. Vgl. auch 
Walter Euchen, Nationalökonomie wozu? (1938), 1961, S. 22 f.; Ernst-Joachim Mestmä-
cker, Wirtschaftsordnung und Geschichtsgesetz, in: Ludwig-Erhard-Stiftung (Hrsg.), 
Wirtschaftsordnung als Aufgabe, 1995, S. 111 ff. (114). 

57 Walter Eucken, Die Uberwindung des Historismus, in: Arthur Spiethoff (Hrsg.), 
Schmollers Jahrbuch, 1938, S. 63 ff. (64) (Hervorhebung im Original). 
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Im Ergebnis gründet die Absage der Ordoliberalen an die Überzeugungen der 
Historischen Schule auf der Kritik, daß die Historische Schule jede Form -wissen-
schaftlicher Erkenntnis relativiere. Grundsätzliche Erkenntnisse würden durch 
nur punktuelle Fragen und Einsichten verdrängt. Die Verabsolutierung von sin-
gulären geschichtlichen Ereignissen hat nach Ansicht der Vertreter der Freibur-
ger Schule darüber hinaus einer Entwicklung Vorschub geleistet, die der Rechts-
wissenschaft und der Nationalökonomie jeden gestaltenden Einfluß genommen 
habe. Die Rechtswissenschaft im Sinne der Historischen Schule habe allenfalls 
noch beschreibend die Rechtsentwicklung begleitet, aber nicht gestaltend in sie 
eingreifen können.58 Die Ordoliberalen wenden sich zugleich auch gegen die -
nach ihrer Meinung fatalistische - Überzeugung der Vertreter der Historischen 
Schule, daß wirtschaftliche Gegebenheiten unabänderliche Tatsachen seien, de-
nen sich das Recht anzupassen und damit zu beugen habe.59 

Die Ordoliberalen beschränken sich - im Gegensatz zu den Vertretern der 
Historischen Schule - nicht auf historische Einzelbeobachtungen, sondern arbei-
ten aus diesen Beobachtungen Gemeinsamkeiten und daraus allgemeine Grund-
sätze heraus.60 Die Vertreter der Freiburger Schule kritisieren also nicht die Me-
thode der historischen Einzelbeobachtungen an sich, sondern richten ihre Kritik 
auf deren Verabsolutierung. Die Ordoliberalen gewinnen ihre Erkenntnisse we-
sentlich aus der Beobachtung historischer Entwicklungen; im Mittelpunkt steht 
für sie dabei stets, wirtschaftliche Grundsätze von allgemeiner Geltung aus die-
sen Beobachtungen zu gewinnen.61 Im Ergebnis gelangen die Ordoliberalen so 
zu der Annahme von zwei konstitutiven Grundformen der Wirtschaft: der Ver-
kehrswirtschaft und der Zentralverwaltungswirtschaft. Den Vertretern der Histo-
rischen Schule stellen die Ordoliberalen damit das Denken in Ordnungen und 

58 Siehe Franz Böhm/Walter Eucken/Hans Gnßnarm-Doerth (Fn. 14), S. X f. 
59 Vgl. Franz Böhm (Fn. 10), S. 108. 
60 Vgl. RainerKlump (Fn. 23 [1997]), S. 136. 
61 Vgl. Willi Meyer, Geschichte und Nationalökonomie: Historische Einbettung und 

allgemeine Theorien, ORDO, Band 40 (1989), S. 31 ff. (36). 
Die Bedeutung geschichtlicher Ereignisse für die Nationalökonomie umschreibt 
Walter Eucken in seiner Abhandlung „Nationalökonomie wozu?" eingehend: „Sie 
[Die Nationalökonomie] muß von. der geschichtlich-inidviduellen Mannigfaltigkeit ih-
res Gegenstandes ausgehen. Sonst verliert sie den Boden unter den Füßen. Aber sie 
kann ihre Probleme nur lösen und die Wirklichkeit in ihren Zusammenhängen nur 
fassen, wenn sie diese Probleme allgemein stellt und dadurch theoretischer Untersu-
chung zuführt. Sie ist gezwungen, der historischen Vielfalt der Wirtschaftsformen 
gerecht zu werden und gleichwohl die Probleme theoretisch allgemein zu behandeln. 
Die Erkenntnis der wirtschaftlichen Wirklichkeit verlangt beides(Walter Eucken 
[Fn. 56], S. 26 f. [Hervorhebung im Original}). 


